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Lesen Sie in dieser Ausgabe: 

� Formularvertragliche Vereinbarungen in 
Centermietverträgen 

– BGH, Urteil vom 6. Oktober 2021, Az.: XII ZR 11/20 

� Betriebsschließungsversicherung in der COVID-
19-Pandemie 

– BGH, Urteil vom 26.Januar.2022 – Az. IV ZR 144/21 
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� Formularvertragliche Vereinba-
rungen in Centermietverträgen
 
BGH, Urteil vom 6. Oktober 2021, Az.: XII ZR 11/20 

 
Ohne konkrete Sortimentsbindung ist formularver-
traglich die Vereinbarung eines Konkurrenzschutz-
ausschlusses und einer Betriebspflicht möglich. 

Die Parteien schlossen einen formular-
mäßigen Gewerbemietvertrag über ein Ladenlokal 
in einem Einkaufszentrum zum Betrieb eines hoch-
wertigen Fan World- Einzelhandelsgeschäfts für 
den Verkauf von Fan-, Lizenz- und Geschenkarti-
keln und Assessoires. Im Mietvertrag ist eine ent-
sprechende Sortimentsbindung, weiterhin der 
Ausschluss eines Konkurrenz-, Sortiments- und 
Branchenschutzes und eine Betriebspflicht (mit 
vereinbarten Kernöffnungszeiten) vereinbart. 

Der BGH verneinte für diesen Fall eine 
unangemessene Benachteiligung des Mieters . Er 
führt aus, dass im Regelfall weder die formularver-
tragliche Vereinbarung einer Betriebs- und Offen-
haltungspflicht, noch formularvertragliche Abre-
den, die eine Sortimentsbindung des Gewerbemie-
ters oder einen Ausschluss des Konkurrenzschut-
zes des Mieters beinhalten, für sich genommen 
den Mieter unangemessen benachteiligen. Eine 
unangemessene Benachteiligung kann sich jedoch 
aus einer kumulativen Vereinbarung der genann-
ten Formularbedingungen ergeben: wie bereits 
vom BGH mit Urteil vom 26. Februar 2020, Az. XII 
ZR 51/19 entschieden, benachteiligt die Vereinba-
rung einer Betriebspflicht nebst eines Ausschlus-
ses des Konkurrenzschutzes und einer engen Sor-
timentsbindung den Gewerbemieter unangemes-
sen. Nach Ansicht des BGH steht bei der kumula-
tiven Vereinbarung der Klauseln nicht etwa die An-
gemessenheit der Betriebspflicht mit Sortiments-
bindung im Vordergrund, sondern der Ausschluss 
des Konkurrenzschutzes. Dieser stellt einen Ein-
griff in die Hauptleistungspflicht des Vermieters 
dar. Der Vermieter hat bei einem Ausschluss des 
Konkurrenzschutzes die Möglichkeit, Flächen an 

Dritte zu vermieten, die ein ähnliches oder gleiches 
Sortiment anbieten. Bei einem Ausschluss des 
Konkurrenzschutzes nebst der Vereinbarung einer 
Betriebspflicht und einer engen Sortimentsbin-
dung wird dem Mieter die Möglichkeit genommen, 
sich durch Veränderung seines Angebots an eine 
durch den Vermieter geschaffene Konkurrenzsitu-
ation anzupassen bzw. durch eine Verkürzung der 
Betriebszeiten seine Kosten zu reduzieren. Ist eine 
hinreichend konkrete Sortimentsbindung hinge-
gen nicht vereinbart, stellt die kumulative formu-
larvertragliche Vereinbarung einer Betriebspflicht 
nebst einem Ausschluss des Konkurrenzschutzes 
für den Mieter keine unangemessene Benachteili-
gung dar (BGH, Urteil vom 3. März 2010 - XII ZR 
131/08). 

Unter Anwendung dieser Grundsätze 
führt der BGH im hier entschiedenen Fall aus, dass 
die zwischen Vermieter und Mieter vereinbarte 
Nutzung als Einzelhandelsgeschäft für den Ver-
kauf von Fan-, Lizenz- und Geschenkartikeln und 
Assessoires dem Mieter ein breites Sorti-
mentsspektrum eröffnet. Der Mieter hat hierdurch 
die Möglichkeit, einer möglicherweise entstehen-
den Konkurrenzsituation auszuweichen. Der BGH 
führt weiterhin aus, dass selbst wenn sich aus der 
Bezeichnung auf eine vage abgrenzbare Sorti-
mentsbeschränkung schließen ließe, diese eine 
umfänglich kaum begrenzbare Reichweite hätte. 
 
Fazit:  
Das Urteil fügt sich in die Rechtsprechungslinie 
des BGH zu formularvertraglichen Vereinbarungen 
in Centermietverträgen ein, in denen typischer-
weise ein Konkurrenzschutzausschluss nebst Be-
triebspflicht verbunden mit einer Sortimentsbin-
dung vereinbart wird. Aus der Rechtsprechung 
ergibt sich, dass die Formulierung und Strenge der 
Sortimentsbindung gewissermaßen als Stell-
schraube angesehen werden kann. 
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� Betriebsschließungsversiche-
rung in der COVID-19-Pandemie
 
BGH, Urteil vom 26.Januar.2022 – Az. IV ZR 
144/21 

 
Versicherungsnehmern stehen keine Ansprüche 
aus Betriebsschließungsversicherungen aufgrund 
Schließungen infolge der Pandemie zu. Ein solcher 
Anspruch ist in dem vorliegenden Fall auf Grund-
lage der vereinbarten Versicherungsbedingungen 
ausgeschlossen.  

Der Kläger hält bei dem beklagten Ver-
sicherer eine sogenannte Betriebsschließungsver-
sicherung. Er begehrt die Feststellung, dass der 
Versicherer verpflichtet ist, ihm aufgrund der 
Schließung seines Restaurants eine Entschädi-
gung aus dieser Versicherung zu zahlen. Dem Ver-
sicherungsvertrag liegen die Zusatzbedingungen 
für die Versicherung von Betrieben gegen Schäden 
aufgrund behördlicher Anordnung nach dem In-
fektionsschutzgesetz – 2008 (ZBSV 08) zugrunde. 
In diesen sind die versicherten Gefahren beim Auf-
treten meldepflichtiger Krankheiten und Krank-
heitserregern genannt. Unter meldepflichtigen 
Krankheiten und Krankheitserregern, die in die-
sem Katalog aufgeführt sind, werden allerdings 
weder die Coronavirus-Erkrankung (COVID-19), 
noch das Severe-Acute-Respiratory-Syndrome-
Coronavirus (SARS-CoV) oder das Severe-Acute-
Respiratory-Syndrome-Coronavirus 2 (SARS-CoV-
2) genannt. Der Kläger musste infolge des umfas-
senden Lockdowns am 17. März 2020 sein Restau-
rant schließen und bot einen Lieferdienst an. 
Dadurch hatte er deutlich verminderte Einnahmen.  

Der BGH verneinte den Anspruch. Zwar 
setze eine Zahlung aus der Betriebsversicherung 
entgegen der Auffassung der Vorinstanzen nicht 
die Verwirklichung einer aus dem Betrieb selbst er-
wachsenden, sogenannten intrinsischen, Infekti-
onsgefahr voraus. Nach der Regelung der ZBSV 08 

besteht ein Leistungsanspruch nur bei Betriebs-
schließungen, die zur Verhinderung der Verbrei-
tung von genau bestimmten meldepflichtigen 
Krankheiten oder Krankheitserregern angeordnet 
werden. Zu Recht hat das Berufungsgericht also 
angenommen, dass ein Versicherungsschutz nicht 
besteht, da weder COVID-19, noch SARS-CoV oder 
SARS-CoV-2 von dem gegenständlichen Katalog 
genannt und somit vom Versicherungsschutz um-
fasst seien. Der erkennbare Zweck und Sinnzu-
sammenhang der Klausel spreche für die Abge-
schlossenheit des Katalogs, so der BGH. Die Klau-
sel halte zudem einer Inhaltskontrolle stand, da sie 
insbesondere nicht gegen das Transparenzgebot 
verstoße. Dem durchschnittlichen Versicherungs-
nehmer werde durch die Bedingungen nicht der 
Eindruck vermittelt, dass jede Betriebsschließung 
auf der Grundlage des Infektionsschutzgesetzes 
vom Versicherungsschutz erfasst sei. Die Klausel 
benachteiligt den Versicherungsnehmer im Übri-
gen auch nicht unangemessen. 
 
Fazit:  
Im Zuge der Maßnahmen zur Eindämmung des 
Coronavirus hatte es immer wieder Streit zwischen 
Gastronomen und Versicherern gegeben. Erstmals 
hat nun mit diesem Fall einer dieser Fälle den BGH 
erreicht. Das Urteil des BGH bringt nun Rechtssi-
cherheit für Verträge mit identischen Klauseln. Um 
Streitfällen allerdings in Zukunft vorzubeugen, ver-
öffentlichte der GDV bereits im Dezember 2020 
unverbindliche Musterbedingungen für Betriebs-
schließungsversicherungen. In diesen ist nun ein-
deutig formuliert, dass eine flächendeckende 
Schließung von Betrieben per Allgemeinverfügung 
nicht versichert ist. 
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